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Vorblatt 


Zollverwaltungsabkommen mit Österreich 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Um eine Rechtsgrundlage für die im Interesse beider Staaten 
erforderliche gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 
zu schaffen, ist die Ratifizierung eines entsprechenden Ver- 
trages erforderlich. 


B. Lösung 

Auf der Grundlage der Gegenseitigkeit vereinbaren die Ver- 
tragstaaten Rechts- und Amtshilfe in Zoll-, Verbrauchsteuer- 
und Monopolsachen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (W/5) — 65305 — Zo 39/70 


Bonn, den 2. Februar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
11. September 1970 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich 
über Rechts- und Amtshilfe in Zoll-, Ver- 
brauchsteuer- und Monopolangelegenheiten 

mit Begründung. Der Wortlaut des Vertrages und eine Denk- 
schrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 



Drucksache VI /1 797 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 1 1. September 1970 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Rechts- und Amtshilfe in Zoll-, Verbrauchsteuer- und 
Monopolangelegenheiten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 11. September 1970 Unterzeich- 
neten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich über Rechts- und 
Amtshilfe in Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopol- 
angelegenheiten wird zugestimmt. Der Vertrag wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Bei der Anwendung des Vertrages stehen die 
Österreichischen Verwaltungsstrafverfahren den Buß- 


geldverfahren wegen Steuerordnungswidrigkeiten 
gleich, 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetze"* fest- 
stellt, 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 18 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Nach Artikel 7 Abs. 1 Satz 1 des Vertrages ist bei 
der Erledigung von Ersuchen im Rahmen des Ver- 
trages das Recht des ersuchten Staates anzuwenden. 
Für die Rechts- und Amtshilfe in österreichischen 
Verwaltungsstrafverfahren (vergl. Artikel 2 Abs. 1 
Buchstabe b des Vertrages) steht jedoch kein un- 
mittelbar anwendbares Recht zur Verfügung, weil es 
nach deutschem Recht keine Verwaltungsstrafen im 
engeren Sinne mehr gibt. Artikel 2 des Vertrags- 
gesetzes bestimmt daher, daß bei der Anwendung 
des Vertrages die Österreichischen Verwaltungs- 


strafverfahren den Bußgeldverfahren wegen Steuer- 
ordnungswidrigkeiten gleichstehen. 

Zu Artikel 3 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 18 Abs. 2 für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über Rechts- und Amtshilfe 

in Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolangelegenheiten 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

IN DEM WUNSCH, die gegenseitige Rechts- und Amts- 
hilfe in Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolangelegen- 
heiten zu regeln, sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

(1) Die Vertragstaaten verpflichten sich, auf der Grund- 
lage der Gegenseitigkeit nach den Bestimmungen dieses 
Vertrages im Bereich der Zollvorschriften und der Vor- 
schriften über Verbrauchsteuern und Monopole, deren 
Verwaltung jeweils dem Bund obliegt, Rechts- und Amts- 
hilfe zu leisten. 

(2) Zollvorschriften im Sinne dieses Vertrages sind alle 
Rechtsvorschriften, auf Grund deren Zölle oder sonstige 
Ein- und Ausgangsabgaben erhoben oder erstattet werden. 
Hierzu gehören auch die Vorschriften der landwirtschaft- 
lichen Marktorganisationen, nach denen Abschöpfungen 
und Erstattungen bei der Ein- oder Ausfuhr vorgenom- 
men werden. 

Artikel 2 

Umfang der Rechts- und Amtshilfe 

(1) In dem in Artikel 1 bezeichneten Bereich ist Rechts- 
und Amtshilfe zu leisten: 

a) in Ermittlungs-, Festsetzungs-, Rechtsbehelfs- und 
Rechtsmittelverfahren; 

b) in österreichischen Verwaltungsstrafverfahren und in 
deutschen Bußgeldverfahren, ferner in Strafverfahren, 
soweit die österreichischen Finanz- (Zoll-)behörden im 
Dienste der gerichtlichen Strafrechtspflege tätig oder 
die deutschen Zollbehörden für die Ermittlungen zu- 
ständig sind; Verhaftungen sind von der Rechts- und 
Amtshilfe ausgenommen; 

c) in Vollstreckungsverfahren; bei Verfahren nach lit. b) 
jedoch nur zur Vollstreckung von Geldstrafen, Geld- 
bußen und Kosten. 

(2) Ein Ersuchen um Rechts- und Amtshilfe darf nicht 
gestellt werden, 

1. wenn Auskünfte oder Gutachten von Personen, die nicht 
als Abgabepflichtige beteiligt sind, eingeholt werden 
sollen, soweit der ersuchende Staat nach seiner Gesetz- 
gebung nicht in der Lage wäre, entsprechende Aus- 
künfte oder Gutachten zu verlangen; 

2. soweit das Ersuchen auf Mitteilung von Tatsachen oder 
Rechtsbeziehungen gerichtet ist und die Kenntnis die- 
ser nur auf Grund von Auskunfts-, Anzeige- oder 
Gutachterpflichten gewonnen werden kann, die in dem 
Gebiete des ersuchenden Staates nicht bestehen. 

(3) Die Finanz-{Zoll-)behörden teilen einander soweit 
wie möglich Wahrnehmungen mit, die der Erfassung ab- 
gabenrechtlich bedeutsamer Sachverhalte oder der Ver- 
hinderung oder Verfolgung von erheblichen Zuwider- 


handlungen gegen die in Artikel 1 bezeichneten Rechts- 
vorschriften dienen können. 

Artikel 3 

Pflicht zur Geheimhaltung 

Anfragen, Auskünfte, Anzeigen und Gutachten sowie 
sonstige Mitteilungen, die nach diesem Vertrag einem 
Vertragstaat zugehen, unterliegen der Geheimhaltungs- 
pflicht nach den gesetzlichen Vorschriften dieses Ver- 
tragstaates. 

Artikel 4 

Ausnahmen von der Verpflichtung 
zur Rechts- und Amtshilfe 

Rechts- und Amtshilfe kann verweigert werden, wenn 
der ersuchte Staat der Ansicht ist, daß die Erledigung des 
Ersuchens geeignet ist, die Souveränität, die Sicherheit, 
die öffentliche Ordnung (ordre public) oder andere we- 
sentliche Interessen seines Landes zu beeinträchtigen. 

Artikel 5 

Form und Inhalt der Rechts- und 
Amtshilfeersuchen 

(1) Das Ersuchen ist schriftlich zu stellen. Die zu seiner 
Durchführung erforderlichen Schriftstücke einschließlich 
etwaiger ihm zugrunde liegender Verfügungen oder Ent- 
scheidungen der zuständigen Behörde sind in Urschrift, 
Ausfertigung, beglaubigter Ablichtung oder beglaubigter 
Abschrift beizufügen. 

(2) Das Ersuchen oder die ihm nach Absatz 1 beizu- 
fügenden Schriftstücke sollen folgende Angaben enthalten: 

1. die Behörde, von der das Ersuchen ausgeht, 

2. die Art des Verfahrens, 

3. den Gegenstand und den Grund des Ersuchens, 

4. Namen und Anschrift der am Verfahren Beteiligten, 

5. eine kurze Sachverhaltsdarstellung mit rechtlicher Wür- 
digung. 

Artikel 6 

Geschäftsweg und Zuständigkeit 

(1) Der Rechts- und Amtshilfeverkehr findet unmittelbar 
zwischen den Finanz- (Zoll-) behörden der Vertragstaaten 
statt. 

(2) Finanzgerichte haben im Rahmen dieses Vertrages 
die gleichen Befugnisse und Pflichten wie die Finanz- 
(Zoll-)behörden. 

(3) Ist die ersuchte Behörde für die Erledigung des Er- 
suchens nicht zuständig, so hat sie das Ersuchen an die 
zuständige Behörde weiterzuleiten und davon die er- 
suchende Behörde zu benachrichtigen. 

Artikel 7 

Erledigung der Ersuchen 

(1) Bei der Erledigung der Ersuchen ist das Recht des 
ersuchten Staates anzuwenden; die ersuchte Behörde hat 
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die zur Durchführung der Ersuchen erforderlichen behörd- 
lichen oder gerichtlichen Maßnahmen herbeizuführen. Dem 
Verlangen der ersuchenden Behörde, in bestimmter Weise 
zu verfahren oder die Anwesenheit ihres Vertreters bei 
der vorzunehmenden Handlung zu gestatten, ist zu ent- 
sprechen, sofern das Recht des ersuchten Staates dies 
nicht verbietet. 

(2) Die ersuchende Behörde ist auf ihr Verlangen von 
der Zeit und dem Ort der auf das Ersuchen vorzuneh- 
menden Handlung zu benachrichtigen. 

(3) Soweit dem Ersuchen nicht entsprochen werden 
kann, ist die ersuchende Behörde hiervon unter Angabe 
der Gründe und der sonst bekanntgewordenen Umstände, 
die für die Weiterführung der Sache von Bedeutung sein 
könnten, unverzüglich zu benachrichtigen. 

Artikel 8 

Akten und andere Gegenstände 

(1) Auf Verlangen des ersuchenden Staates wird die 
Einsicht in Akten und andere Unterlagen sowie die Ab- 
schriftnahme daraus gewährt Die Übersendung von Akten 
und sonstigen Schriftstücken in Urschrift soll nur verlangt 
werden, wenn die Erteilung einer Auskunft oder die 
Übersendung von Abschriften (Ablichtungen) nicht aus- 
reicht. 

(2) übergebene Akten, Schriftstücke in Urschrift und 
andere Gegenstände sind der ersuchten Behörde sobald 
wie möglich zurückzugeben; daran bestehende Rechte des 
ersuchten Staates oder dritter Personen bleiben un- 
berührt. 

Artikel 9 
Kosten 

Gebühren und Auslagen, die bei der Erledigung von 
Rechts- und Amtshilfeersuchen entstehen, werden nicht 
erstattet. Ausgenommen sind die an Sachverständige ge- 
zahlten Entschädigungen. 

Artikel 10 
Zustellungen 

(1) In einem Zustellungsersuchen ist abweichend von 
Artikel 5 Abs. 2 keine Sachverhaltsdarstellung erforder- 
lich. 

(2) Die Zustellung eines Schriftstückes wird durch eine 
mit der Angabe des Zustellungstages versehene Emp- 
fangsbestätigung des Empfängers oder durch eine Be- 
scheinigung der ersuchten Behörde über die Form und die 
Zeit der Zustellung nachgewiesen. 

Artikel 11 
Vollstreckung 

(1) Dem Ersuchen um Vollstreckung ist eine Ausferti- 
gung des Exekutionstitels (Entscheidung, Rückstands- 
anzeige, Rückstandsausweis) sowie eine Bescheinigung 
der zuständigen Oberfinanzdirektion oder der zuständigen 
Finanzlandesdirektion beizufügen, daß die dem Ersuchen 
zugrunde liegende Entscheidung unanfechtbar und voll- 
streckbar ist. 

(2) Exekutionstitel, die den Bestimmungen des Ab- 
satzes 1 entsprechen, sind von der zuständigen Ober- 
finanzdirektion oder Finanzlandesdirektion des ersuchten 
Staates anzuerkennen und für vollstreckbar zu erklären. 
Artikel 4 bleibt unberührt. 

(3) Die Vollstreckung wird in der Währung des ersuch- 
ten Staates durchgeführt. Zu diesem Zweck hat die Ober- 


finanzdirektion oder Finanzlandesdirektion den zu voll- 
streckenden Geldbetrag in ihre Landeswährung umzu- 
rechnen. Für die Umrechnung maßgebend ist in der 
Bundesrepublik Deutschland der in Frankfurt am Main 
festgestellte amtliche Devisenkurs für telegraphische Aus- 
zahlung und in der Republik Österreich der an der Wiener 
Börse notierte Devisenkurs für Zahlung Frankfurt am 
Main an dem Tage, an dem das Ersuchen bei der Ober- 
finanzdirektion oder der Finanzlandesdirektion eingegan- 
gen ist. 

(4) Die Exekutionstitel werden in der gleichen Weise 
wie gleichartige Exekutionstitel des ersuchten Staates 
vollstreckt. 

(5) Uber Einwendungen gegen die Maßnahmen nach 
den Absätzen 2 und 3 sowie gegen die Zulässigkeit oder 
die Art der Vollstreckung entscheidet die zuständige Be- 
hörde des ersuchten Staates nach dessen Recht. 

(6) Einwendungen gegen das Bestehen, die Höhe oder 
die Vollstreckbarkeit des Anspruches, dessen Erfüllung 
erzwungen werden soll, sind von der zuständigen Behörde 
des ersuchenden Staates nach dessen Recht zu erledigen. 
Werden solche Einwendungen bei der ersuchten Behörde 
erhoben, so sind sie der ersuchenden Behörde zu über- 
mitteln, deren Entsdieidung abzuwarten ist; Maßnahmen 
zur Sicherung der Vollstreckung können getroffen werden. 

Artikel 12 

Sicherungsmaßnahmen 

Auf Grund eines vollstreckbaren, jedoch nicht unanfecht- 
baren Exekutionstitels kann nur um Vornahme von Siche- 
rungsmaßnahmen ersucht werden. Artikel 11 ist sinn- 
gemäß anzuwenden. 

Artikel 13 

Ratenzahlung und Stundung 

Bei Ersuchen um Vollstreckung entscheidet über die 
Gewährung von Ratenzahlung und Stundung die Behörde 
des ersuchten Staates, Der ersuchenden Behörde ist vor 
einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
Von der Entscheidung ist die ersuchende Behörde unver- 
züglich zu benachrichtigen. 

Artikel 14 

Uneinbringlichkeit 

Sind nach den Vorschriften des ersuchten Staates die 
Voraussetzungen der Niederschlagung oder der Ausset- 
zung der Einbringung wegen Uneinbringlichkeit gegeben, 
so hat die ersuchte Behörde das Ersuchen um Vollstrek- 
kung mit einer Bescheinigung über das Vorliegen der 
Voraussetzungen und mit den hierfür vorhandenen Be- 
legen an die ersuchende Behörde zurückzuleiten. 

Artikel 15 

Überweisung beigetriebener Beträge 

Beträge, die auf Grund eines Ersuchens um Vollstrek- 
kung beigetrieben worden sind, werden der ersuchenden 
Behörde überwiesen. Ausgenommen sind Gebühren und 
Kosten, die nach dem Recht des ersuchten Staates zu er- 
heben waren. 

Artikel 16 

Durchführung des Vertrages 

Der Bundesminister der Finanzen der Bundesrepublik 
Deutschland — soweit die Finanzgerichte betroffen sind, 
der Bundesminister der Justiz der Bundesrepublik Deutsch- 
land — und der Bundesminister für Finanzen der Republik 
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Österreich können bei der Behandlung von Fragen, die 
sich aus diesem Vertrag ergeben, unmittelbar miteinander 
verkehren und sollen die zur Anwendung dieses Vertra- 
ges erforderlichen Durchführungsbestimmungen im gegen- 
seitigen Einvernehmen erlassen. Sie werden sich be- 
mühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus- 
legung oder Anwendung des Vertrages auftreten, im 
gegenseitigen Einvernehmen zu lösen. 

Artikel 17 
Gel tungsbe reich 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der 
Bundesregierung der Republik Österreich innerhalb von 


drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegen- 
teilige Erklärung abgibt. 

Artikel 18 

Ratifikation, Inkrafttreten 
und Kündigung 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifika- 
tionsurkunden sollen sobald wie möglich in Wien aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalender- 
jahres gekündigt werden. In diesem Fall tritt der Vertrag 
mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer Kraft. 


GESCHEHEN zu Bonn, am 11, September 1970 
in zwei Urschriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Paul Frank 
Hans Hutter 


Für die Republik Österreich 
Dr. Josef Hammerschmidt 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Die zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtungen 
beider Länder und der ständig steigende Waren- 
austausch machen eine enge und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit der Zoll- und Finanzverwaltungen 
der Vertragsstaaten erforderlich, um die ordnungs- 
mäßige Erhebung der Zölle, der sonstigen Ein- und 
Ausgangsabgaben und der Verbrauchsteuern sowie 
die Einhaltung der Monopole sicherzustellen. Außer- 
dem ist eine gegenseitige Unterstützung der Zoll- 
verwaltungen notwendig, um Zuwiderhandlungen 
gegen die Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopol- 
gesetze verhindern, ermitteln und verfolgen zu kön- 
nen. Eine solche Zusammenarbeit dient nicht nur 
den fiskalischen Interessen, sondern zugleich den 
berechtigten Belangen der gewerblichen Wirtschaft 
und der Landwirtschaft, weil illegale Einfuhren und 
eine ungleichmäßige Besteuerung geeignet sind, den 
loyalen Wettbewerb zu beeinträchtigen. 

Die Empfehlung des Rates für die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des Zollwesens vom 5. Dezember 
1953 über gegenseitige Verwaltungshilfe (Bundes- 
gesetzbl. 1959 II S. 1501), die auch Österreich ange- 
nommen hat, ist auf eine weltweite Zusammenarbeit 
zugeschnitten und sieht nur beschränkte Unter- 
stützungsmöglichkeiten bei Zuwiderhandlungen ge- 
gen die Zollgesetze vor. Der Vertrag vom 4. Okto- 
ber 1954 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Rechtsschutz und 
Rechtshilfe in Abgabensachen (Bundesgesetzbl. 1955 
II S. 834) findet nach seinem Artikel 1 Satz 2 auf die 
in den Vertragsstaaten jeweils vom Bund verwal- 
teten Verbrauchsteuern sowie auf Zölle und Mono- 
polabgaben keine Anwendung. Um eine Rechtsgrund- 
lage für die im Interesse beider Staaten erforder- 
liche gegenseitige Unterstützung der beiderseitigen 
Zoll- und Finanzverwaltungen auf diesen Rechts- 
gebieten zu schaffen, war der Abschluß des Ver- 
trages erforderlich. Der Vertrag wurde am 11. Sep- 
tember 1970 in Bonn unterzeichnet. 

Es bestand bei den Vertragsverhandlungen Einver- 
nehmen, daß sich der Vertrag im wesentlichen mit 
der Verwaltungshilfe befaßt. Vereinbarungen oder 
Abkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen, die 
bei Justizbehörden anhängig sind, bleiben von ihm 
unberührt. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 bestimmt den Anwendungsbereich des Ver- 
trages. Danach werden sich die Vertragsstaaten auf 
der Grundlage der Gegenseitigkeit im Bereich der 
Zollvorschriften und der Vorschriften über Ver- 
brauchsteuern und Monopole, deren Verwaltung 
jeweils dem Bund obliegt, Rechts- und Amtshilfe 
leisten. 

Absatz 2 definiert den Begriff „Zollvorschriften" im 
Sinne des Vertrages. „Zollvorschriften" sind alle 


Rechtsvorschriften, auf Grund deren Zölle oder 
sonstige Ein- und Ausgangsabgaben erhoben oder 
erstattet werden. Hierzu gehören auch die Vor- 
schriften der landwirtschaftlichen Marktorganisatio- 
nen, nach denen Abschöpfungen oder Erstattungen 
bei der Ein- oder Ausfuhr vorgenommen werden. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 bestimmt in Absatz 1 den Umfang der 
gegenseitigen Unterstützung in Besteuerungsverfah- 
ren, in Strafverfahren, in österreichischen Verwal- 
tungsstrafverfahren und in deutschen Bußgeldver- 
fahren. Rechts- und Amtshilfe in Verwaltungsstraf- 
und Bußgeldverfahren durch Vollstreckung ist nur 
zur Vollstreckung von Geldstrafen, Geldbußen und 
Kosten zulässig. 

Absatz 2 führt die Fälle auf, in denen ein Ersuchen 
um Rechts- und Amtshilfe nicht gestellt und dem- 
entsprechend auch nicht erledigt werden darf. Nach 
dem Grundsatz der Gegenseitigkeit soll der er- 
suchende Staat im ersuchten Staat etwaige gegen- 
über dem eigenen Recht weitergehende Auskunfts- 
möglichkeiten nicht in Anspruch nehmen können. 

Absatz 3 bestimmt, daß sich die Finanz-(Zoll-)behÖr- 
den der beiden Staaten gegenseitig auf Ersuchen 
oder auch unaufgefordert soweit wie möglich Wahr- 
nehmungen mitteilen, die von Interesse sein kön- 
nen. 

Da in Österreich die Verwaltung der Verbrauch- 
steuern den Finanzämtern übertragen ist, sind in 
Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 3 sowie in dem 
folgenden Artikel 6 außer den Zollbehörden auch 
die Finanzbehörden erwähnt. 

Zu Artikel 3 

Diese Bestimmung sieht vor, daß die von einem 
Vertragsstaat übermittelten Anfragen, Auskünfte, 
Anzeigen und Gutachten sowie sonstige Mitteilun- 
gen im anderen Vertragsstaat der Geheimhaltungs- 
pflicht nach den gesetzlichen Vorschriften dieses 
Vertragsstaates unterliegen. Dadurch werden z. B. 
die Bestimmungen über das Amtsgeheimnis und das 
Steuergeheimnis (§ 22 der Reichsabgabenordnung) 
für anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 4 

Diese Vorschrift legt fest, aus welchen Gründen und 
unter welchen Voraussetzungen Rechts- und Amts- 
hilfe ganz oder teilweise versagt werden kann. Sie 
lehnt sich an Artikel 2 Buchstabe b) des Europäischen 
Übereinkommens vom 20. April 1959 über die 
Rechtshilfe in Strafsachen (Bundesgesetzbl. 1964 II 
S. 1386) an und berücksichtigt wesentliche öffentliche 
Interessen. Hiernach kann auch eine Unterstützung 
bei Zuwiderhandlungen politischen Charakters ver- 
sagt werden. 
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Zu Artikel 5 

Absatz 1 bestimmt, daß Ersuchen grundsätzlich 
schriftlich unter Beifügung der zu ihrer Durchführung 
erforderlichen Schriftstücke zu stellen sind. Dies 
schließt nicht aus, daß in besonders dringenden Fäl- 
len ein Ersuchen auch fernmündlich voraus durch- 
gegeben werden kann. In einem solchen Fall bedarf 
es einer umgehenden Nachsendung des schriftlichen 
Ersuchens. Auf Grund des fernmündlich vorausge- 
gebenen Ersuchens dürfen nur diejenigen Maßnah- 
men getroffen werden, die die Erledigung des schrift- 
lichen Ersuchens sicherstellen. 

Damit sich die ersuchte Behörde vergewissern kann, 
ob ein Ersuchen in den Anwendungsbereich des 
Vertrages fällt, bestimmt Absatz 2, welche Angaben 
ein Ersuchen enthalten soll. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 enthält Bestimmungen über den Geschäfts- 
weg und die Zuständigkeit. Danach können die zu- 
ständigen Finanz-(Zoll-)behörden der beiden Staaten 
im Rechts- und Amtshilfeverkehr unmittelbar mit- 
einander verkehren. Fehlgeleitete Ersuchen sind 
weiterzuleiten. Die Übermittlung von Ersuchen und 
die Übersendung von Erledigungsstücken durch 
übergeordnete Behörden oder auf dem diplomati- 
schen Weg wird dadurch nicht ausgeschlossen. Nach 
Absatz 2 haben die Finanzgerichte im Rahmen des 
Vertrages die gleichen Befugnisse und Pflichten wie 
die Finanz- (Zoll-)behörden. 

Zu Artikel 7 

Nach Absatz 1 ist bei der Erledigung der Ersuchen 
das Recht des ersuchten Staates anzuwenden. Dies 
schließt nicht aus, daß in besonderen Fällen bei 
Übersendung eines Ersuchens etwaige von diesem 
Grundsatz abweichende Wünsche vorgebracht wer- 
den können. Einem solchen Wunsche des ersuchen- 
den Staates ist zu entsprechen, sofern die ge- 
wünschte Abweichung nicht durch das Recht des 
ersuchten Staates verboten ist. Die ersuchte Behörde 
hat alle zur Durchführung des Ersuchens erforder- 
lichen behördlichen und gerichtlichen Maßnahmen 
herbeizuführen, die der Förderung eines Verfahrens 
im Sinne von Artikel 2 Abs. 1 dienen können. Hier- 
her gehören z. B, auch die Maßnahmen zur Herbei- 
führung richterlicher Vernehmungen und Durch- 
suchungs- oder Beschlagnahmeanordnungen sowie 
von richterlichen Zwangsmaßnahmen gegen Zeugen 
und Sachverständige, die einer Vorladung nicht fol- 
gen. Außerdem zählt hierzu z. B. auch die Herbei- 
führung gerichtlicher Maßnahmen im Vollstrek- 
kungsverfahren, soweit für derartige Maßnahmen 
im ersuchten Staat die Gerichte zuständig sind. Die 
Teilnahme von Vertretern der ersuchenden Behörde 
bei Durchführung der erbetenen Rechts- oder Amts- 
hilfemaßnahmen wird häufig sachdienlich sein, weil 
diese dann dank ihrer besonderen Sachkenntnis zu 
einer schnelleren und umfassenderen Aufklärung 
des Sachverhaltes beitragen können. Es ist daher 
vorgesehen, daß Vertreter der ersuchenden Behörde 
bei der Durchführung der erbetenen Rechts- oder 
Amtshilfemaßnahmen anwesend sein können, wenn 
dies im ersuchten Staat nicht verboten ist. Absatz 2 


sieht für diesen Fall vor, daß die ersuchende Be- 
hörde auf ihr Verlangen von der Zeit und dem Ort 
der Durchführung dieser Rechts- oder Amtshilfe- 
maßnahmen benachrichtigt wird. Die Vertreter der 
ersuchenden Behörde haben bei Untersuchungshand- 
lungcn nur eine beratende Funktion und haben sich 
jeder Amtshandlung zu enthalten; Ermittlungen und 
Überprüfungen werden von Beamten des ersuchten 
Staates durchgeführt. 

Nach Absatz 3 ist die ersuchende Behörde unter 
Angabe der Gründe oder sonstiger Umstände zu 
benachrichtigen, wenn einem Ersuchen ganz oder 
teilweise nicht entsprochen werden kann. Als Hin- 
dernisse, die der Erledigung eines Ersuchens ent- 
gegenstehen können, werden in erster Linie tatsäch- 
lich Hindernisse in Betracht kommen. Es ist aber 
auch nicht auszuschließen, daß Unterstützung aus 
rechtlichen Gründen nicht geleistet werden kann. 

Zu Artikel 8 

Ermittlungen in Verfahren nach Artikel 2 Abs. 1 
können erleichtert und beschleunigt werden, wenn 
Vertreter der ersuchenden Behörde Unterlagen im 
ersuchten Staat bei Behörden einsehen (z. B. Ein- 
sichtnahme in Zollpapiere). Absatz 1 läßt dies zu 
und bestimmt im übrigen, daß Akten und sonstige 
Schriftstücke in Urschrift nur ausnahmsweise über- 
sandt werden sollen. Außerdem ist in Absatz 2 eine 
Rückgabeverpflichtung festgelegt. 

Zu Artikel 9 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird 
auf Kostenerstattung verzichtet, mit Ausnahme der 
u. U. hohen Entschädigungen an Sachverständige. 

Zu Artikel 10 

Bescheide und Entscheidungen der Finanz- (Zoll) - 
Behörden werden z. Z. in der Regel auf dem diplo- 
matischen Wege im anderen Staate zugestellt. Arti- 
kel 10 soll einen einfacheren Weg der Zustellung 
ermöglichen. 

ZudenArtikeln 11 bis 15 

Soweit nach Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe c) Rechts- 
und Amtshilfe durch Vollstreckung vereinbart ist, 
sind die Einzelheiten für das Verfahren in den Ar- 
tikeln 11 bis 15 festgelegt. Da Vollstreckungsmaß- 
nahmen stark in die Rechtssphäre des Betroffenen 
eingreifen, ist zur Gewährleistung der Ordnungs- 
mäßigkeit des Vollstreckungsverfahrens grundsätz- 
lich die Einschaltung der beiderseitigen Mittelbehör- 
den vorgesehen. Nach Artikel 11 Abs. 1 bescheinigt 
die zuständige Mittelbehörde des ersuchenden Staa- 
tes, daß die dem Ersuchen zugrunde liegende Ent- 
scheidung unanfechtbar und vollstreckbar ist. Im er- 
suchten Staat ist der Exekutionstitel des anderen 
Staates durch die zuständige Mittelbehörde anzu- 
erkennen und in der Währung des ersuchten Staates 
für vollstreckbar zu erklären (Artikel 11 Abs. 2 
und 3). Vollstreckt wird nach dem Recht des ersuch- 
ten Staates (Artikel 11 Abs. 4). Artikel 11 Abs. 5 
und 6 regeln das Verfahren bei Einwendungen ge- 
gen die Vollstreckung. 
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Nach Artikel 12 können Sicherungsmaßnahmen ge- 
troffen werden, für die die Bestimmungen des Arti- 
kels 11 sinngemäß anzuwenden sind. 

Die Artikel 13 und 14 enthalten Bestimmungen über 
das Verfahren bei Gewährung von Ratenzahlung 
oder Stundung sowie bei Uneinbringlichkeit. 

Artikel 15 regelt die Überweisung beigetriebener 
Beträge. 

Zu Artikel 16 

Diese Bestimmung sieht vor, daß die zuständigen 
Bundesminister der beiden Staaten unmittelbar mit- 
einander verkehren können. Sie werden die Durch- 


führungsbestimmungen zum Vertrag im gegenseiti- 
gen Einvernehmen erlassen sowie Fragen und Zwei- 
fel, die sich aus dem Vertrag ergeben, klären und 
Schwierigkeiten lösen. 

Zu Artikel 17 

Der Vertrag soll auch im Land Berlin gelten. Arti- 
kel 17 enthält daher die übliche Klausel über die 
völkerrechtliche Einbeziehung des Landes Berlin. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel enthält die üblichen Schlußbestim- 
mungen über die Ratifikation, das Inkrafttreten und 
die Kündigung des Vertrages. 
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